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Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 84. Sitzung am 9. De- 
zember 1970 beschlossene Gesetz über Finanzhilfen des Bundes 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz — GVfG) — Druck- 
sachen VI/1117, VI/ 1518 — wird nach Maßgabe der in der An- 
lage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz — GVfG) 


1. §2Abs. 1 

a) In § 2 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte, , soweit j 

sie nicht nach dem Gesetz über die Gemein- i 
Schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen j 
Wirtschaftsstruktur'' gefördert werden' ge- ! 
strichen. ; 

b) In § 2 Abs. 1 Nr. 5 werden im letzten Halb- 
satz des Satzes 1 die Worte „und für die 
Maßnahme keine Bundeszuschüsse nach dem 
Eisenbahnkreuzungsgesetz erhalten" gestri- 
chen. 

2. § 3 Nr. 3 

§ 3 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. die zuwendungsfähigen Kosten des Vor- 
habens mehr als 200 000 Deutsche Mark be- 
tragen, mit Ausnahme der Gehwege in Orts- 
durchfahrten von Straßen, deren Fahrbahn 
nicht in der Baulast einer Gemeinde steht, 
in Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a." 

3. §§8,9 

§ 9 Abs. 1 wird gestrichen. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 des § 9 werden 
§ 8 Abs. 2 und 3. 

Die Überschrift des § 8 wird wie folgt gefaßt: 

„Mitteilung über die Durchführung 
der Programme und vereinfachter 
Verwendungsnachweis" . 

4. § 10 

§ 10 wird wie folgt gefaßt: 

n§ 10 

Zweckbindung und Verteilung der Mittel 

(1) Das Mehraufkommen an Mineralölsteuer, 
das sich auf Grund von Artikel 8 § 1 des Steuer- 
änderungsgesetzes 1966 ergibt, und das Mehrauf- 
kommen an Mineralölsteuer in Höhe von 1 Pfen- 
nig je Liter Vergaserkraftstoff, das sich auf 


Grund der Erhöhung der Mineralölsteuer durch 
Artikel 4 Nr. 3 des Straßenbaufinanzierungs- 
gesetzes vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I 

S. 201) ergibt, sind für Vorhaben zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
nach Maßgabe dieses Gesetzes zu verwenden. 

(2) Von diesen Mitteln kann der Bundesmini- 
ster für Verkehr einen Betrag von 0,25 vom Hun- 
dert, im Benehmen mit den Ländern bis zu 0,50 
vom Hundert, für Forschungszwecke in Anspruch 
nehmen. Im übrigen entfallen: 

1. 60 vom Hundert auf Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 5 Satz 1, 

2. 40 vom Hundert auf Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 bis 4, Nr. 5 Satz 2 und § 11. 

Eine notwendige Veränderung oder Verlegung 
anderer Verkehrswege im Zusammenhang mit 
einem Vorhaben nach § 2 gilt dabei als Teil die- 
ses Vorhabens." 

5. § 11 Abs. 1 Satz 2 

In § 11 Abs. 1 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Die §§ 2 bis 4, 8 Abs. 2 und 3, § 10 Abs. 2, §§ 12 
und 14 gelten sinngemäß." 

6. § 12 Abs. 4 

§ 12 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Im Land Berlin sind die Absätze 1 bis 3 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle 
des Bundesministers des Innern die zuständige 
oberste Landesbehörde für den Zivilschutz tritt." 

7. § 15 Abs. 1 (§ 5 a des Bundesfernstraßengesetzes) 

Dem § 5 a des Bundesfernstraßengesetzes wird 
folgender Satz 2 angefügt: 

„Im Saarland werden die Straßen, für die das 
Land auf Grund des § 46 des Saarländischen 
Straßengesetzes anstelle von Landkreisen Trä- 
ger der Baulast ist, den Kreisstraßen gleich- 
gestellt." 
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